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Bildung – oder 
doch bloss 
funktionieren?
Von Thomas Philipp

Ohne Ziel bemüht sich niemand. Jede 
Bildungsanstrengung setzt ein Ziel 
voraus, wie der Mensch sein soll. Nach 
ihm befragt, gibt die Universität Basel
eine widersprüchliche Antwort. Laut 
Leitbild fördert sie «die Entwicklung 
von kritikfähigen und toleranten 
Menschen, die imstande sind, Initiative 
zu entwickeln und Verantwortung zu
übernehmen». Zum Glück hat man in
Basel den Humanismus noch nicht
entsorgt! Doch in der Strategie tauchen
Menschen, die sich selbst entwickeln, 
nicht mehr auf: «Bachelor- und
Masterprogramme werden auf die
Lernergebnisse ausgerichtet.»

Zwischen den beiden Texten liegen 
Welten. Der erste fördert Menschen
in ihrer Fähigkeit zu Kritik, Distanz und
eigener Meinung. Der zweite 
unterwirft sie dem Funktionieren.

Heute organisiert man Bildung als
Markt. Das heisst: Erstes Lernziel ist 
das reibungslose Funktionieren unter
dem Druck von Marktbedingungen.
Wer im Bologna-System überleben will, 
muss konsequent organisieren und 
optimieren. Kurz: fragen, wo es am
billigsten ist. Die ECTS-Punkte werden
nach «workload» bemessen, ein Wort
von Orwell’scher Schönheit. Das Wort 
Bulimielernen gab es vor acht Jahren 
an der Universität noch nicht. Heute 
kennt es jeder.

Effizienz als oberster Wert
Das effektive Abfüllen von Wissen

in junge Köpfe geht vor staunen, fragen
und verstehen. Die Universitäten wur-
den dazu genötigt. Von der Politik? Von 
Sachzwängen? Vom Wunsch, sich an
etwas Greifbarem festzuhalten? Der
Wirtschaftsethiker Peter Ulrich meint:
von einer angeblich wertfrei rationalen
Weltanschauung, die Effizienz als
obersten Wert setzt.

Ständiger Druck durch banale 
Prüfungen, die das eigenständige,
kritische Denken ersticken;
engmaschige Kontrolle durch eine
riesige bürokratische Maschine: gewiss
keine liberalen Werte. Man kann der 
liberalen Gesellschaft und speziell der
FDP den Vorwurf nicht ersparen, dass
sie Freiheit bloss noch auf Wirtschaft
und Konsum bezieht. Auf Kosten jener 
Menschenwürde, die der Liberalismus
einst durchsetzte. Eine liberale Univer-
sität mutet jedem die Freiheit zu, sein 

Heute vor 43 Jahren

Studium selbst zu organisieren. Am
Ende zeigen umfassende Prüfungen,
ob er sein Fach beherrscht. Wie er dazu 
kommt, ist seine Sache.

Die Bologna-Reform selbst, nicht
erst ihre Umsetzung, unterwirft das
Werden des Menschen einem
wirtschaftlichen Diktum. Das ist keine 
Frage politischer Vorliebe. Hier liegt 
ein massives Ethikdefizit vor.

Denn die Aufklärung in ihrer
dichtesten Gestalt, in Kants
Kategorischem Imperativ, verlangt: 
«Handle so, dass du die Menschheit
sowohl in deiner Person als in der
Person eines jeden anderen jederzeit 
zugleich als Zweck, niemals bloss als
Mittel brauchst.» Kein Mensch darf 
instrumentalisiert werden, ohne dass
er zugleich ausdrücklich Raum für
seine Selbstbestimmung und 
Eigendynamik findet.

Paradoxerweise fehlt es der 
liberalen Gesellschaft am Vertrauen in
die Freiheit der eigenen Jugend. Und 
am Gehör für sie: Sorgfältig gefragt, 
weiss ein junger Mensch, ob er bloss
funktioniert. Ob ihn ständiger Druck in
stumpfe Selbstausbeutung drängt.
Oder ob er wächst …
Thomas Philipp, Bern, ist Doktor der
Theologie und arbeitet seit 2000 in Bern
als Hochschulseelsorger.
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Geld regiert 
die Welt
Erbschaftssteuer-Initiative
(Abstimmung 14. Juni); BaZ diverse
Die vielen mit Falschaussagen und Fehl-
informationen bedruckten Inserate der 
Gegner der Erbschaftssteuer führen mir
tagtäglich die Macht des Geldes vor 
Augen. Alle Achtung vor den (leider we-
nig) liberalen Wirtschaftsleuten und
Unternehmern, die trotz Verbindung zu
den Mächtigen sich für ein Ja zu dieser
Steuer einsetzen. Da die Erbschafts-
steuer weder die Landwirtschaftsbetrie-
be belastet noch KMU-feindlich ist und
auch keine Arbeitsplätze gefährdet.

Die (meisten) bürgerlichen Partei-
en – bis hinauf zum Bundesrat– folgen
aber der Macht des Geldes und empfeh-
len ein Nein. 

Da die Einführung der Erbschafts-
steuer zurzeit in mehreren umliegen-
den Ländern diskutiert wird, würden
wohl wenige Vermögende die Schweiz
deswegen verlassen, da sie in anderen
Ländern noch mehr zahlen müssten.

Franz Schnetzler, Möhlin

Es bleibt genügend
Zeit bis zur Abgabe
Viele Voten erscheinen dieser Tage in 
der BaZ. Hauptargument gegen die Erb-
schaftssteuer ist dabei die Gefährdung
der KMU und damit von Arbeitsplätzen:
Ein Argument, das immer wieder zieht!
Dabei werde ich den Verdacht nicht los,
dass sich viele der Tausende «Nicht-
KMU-Millionäre» nur zu gerne dieses 
Argumentes bedienen, um selber ver-
schont zu bleiben. Das sollten sich die
Hunderttausenden «Nicht-Millionäre»
merken.

Zur Gefährdung der Arbeitsplätze:
Familienunternehmen werden ja in der
Regel bloss alle 30 Jahre weitervererbt, 
also genügend Zeit, sich auf die Abgabe 
vorzubereiten …

Christian Lüthi, Riehen

Bewusste
Irreführung
Ich habe noch nie erlebt, dass in einer 
Abstimmung in solchem Ausmass ver-
sucht wird, das Stimmvolk zu manipu-
lieren, wie in der Kampagne, die gegen 
die Erbschaftssteuervorlage geführt 

wird. Auf den Bildern sieht man zum
Beispiel das Firmenschild einer kleinen
Traditionsbäckerei, die angeblich 
schliessen muss, falls die Steuer einge-
führt wird. Man zeigt Schreiner, die sich 
mit gequältem Gesichtsausdruck abra-
ckern. Auch ein Tessiner Töpfermeister 
und sein Sohn leihen ihre Gesichter ei-
ner Kampagne, in der es angeblich um
den Schutz der bedrohten KMU geht.

Doch mit KMU hat die Vorlage 
«Millionenerben besteuern für die AHV» 
gar nichts zu tun. Unternehmen mit
einem Wert bis 50 Millionen Franken 
werden gemäss der Absicht der Initian-
ten null Prozent Erbschaftssteuer bezah-
len müssen, wenn die Vorlage angenom-
men wird. Wollen wir wirklich, dass
bewusste Irreführung zum Repertoire 
unserer direkten Demokratie gehört?

Michael Derrer, Rheinfelden, GLP

Eine Gefahr für die 
Familienunternehmen
Wird ein Familienunternehmen nach 
vielen tüchtigen Geschäftsjahren an den
eigenen Sohn oder die Tochter überge-
ben, ist das für die Involvierten schon
heute finanziell und emotional heraus-
fordernd – schliesslich handelt es sich 
dabei nicht selten um das Lebenswerk 
mehrerer Generationen. Dieses soll im
Idealfall auch in den folgenden Jahren
sicher und erfolgreich weitergeführt
werden. Bei einer Annahme der Erb-
schaftssteuer könnte die Generationen-
übergabe künftig für viele Betriebe zur
unüberwindbaren Hürde werden. Ver-
fügt der betroffene Unternehmer näm-
lich nicht über die nötigen Mittel, um die
hohe Steuer zu begleichen, wird er
gezwungen, einen Kredit aufzunehmen, 
auf Investitionen zu verzichten oder 
Arbeitsplätze zu streichen. Die Initiative 
gefährdet damit die Existenz zahlreicher
Schweizer Familienunternehmen.

Heiner Vischer, Basel, Grossrat LDP

Die gerechteste 
aller Steuern
Diejenigen, die uns verlassen, können ihr
Hab und Gut nicht mitnehmen. Diejeni-
gen, die den Nachlass erhalten, haben 
keine Minute dafür gearbeitet. Nirgends
in der westlichen Welt sind die Vermögen
bei so wenigen Personen angesiedelt wie 
in der Schweiz. Durch unversteuerte, 
hohe Vermögen geht dieser Konzentrati-

onsprozess munter weiter. Die Schere 
zwischen Arm und Reich öffnet sich noch 
mehr. Das ist eine gefährliche Entwick-
lung. Der Steuersatz von 20 Prozent ist 
moderat. In Deutschland und Frankreich 
beträgt der Steuersatz 30 respektive
45 Prozent. Ein Grossteil der Erbschafts-
steuer wird für die AHV verwendet.
Gerade im überalterten Baselbiet benöti-
gen wir dieses Geld dringend.

 Martin Rüegg, Gelterkinden,
Landrat SP

Krank oder gesund:
Wo ist die Grenze?
Präimplantationsdiagnostik PID
(Abstimmung 14. Juni); BaZ diverse
Wo wird bei einer Zulassung der Prä-
implantationsdiagnostik (PID) die Gren-
ze zwischen «krank» und «gesund» zu
ziehen sein? Welche Krankheit würde 
eine PID zulassen, welche nicht? Wer
entscheidet darüber, was schwerwie-
gend ist und was nicht? Schmerz und
Leid werden subjektiv wahrgenommen
und jegliche Diagnose könnte in Zukunft 
eine PID rechtfertigen, wenn die Eltern
diese als schwerwiegend und als nicht
zumutbar empfinden. So wird sich auch 
die Frage stellen: Ist eine Genvariante,
die ein stark erhöhtes Brustkrebsrisiko 
von 80 Prozent für Frauen zwischen 
40 und 50 Jahren aufweist, ein schwer-
wiegender Grund für die Durchführung 
einer PID? Wenn der aufgrund der Zu-
lassung der PID angepasste neue Artikel
5a des Fortpflanzungsmedizingesetzes
den Begriff «schwere Krankheit» ge-
braucht, dann fallen gemäss Botschaft
zum Gesetz auch «Einschränkungen der
geistigen Gesundheit beziehungsweise
Fähigkeiten wie etwa eine massive Intel-
ligenzminderung» oder «schwerwiegen-
de Einschränkungen in der Emotionali-
tät oder Affektregulation» darunter.

Jonathan Schwenter, Reinach

Das Paar alleine
soll entscheiden
Als Embryologen behandeln wir Ei-
zellen, Spermien und Embryonen re-
spektvoll und unter strenger Beachtung 
der gesetzlichen Bestimmungen und
der Ethik. Die Anpassung des Verfas-
sungsartikels verbessert die Schwan-
gerschaftschancen der Paare bei gleich-
zeitig kürzeren Behandlungszeiten und
weniger Mehrlingsschwangerschaften.

Der neue Verfassungsartikel erlaubt
die Anpassung des Fortpflanzungsmedi-
zingesetzes, mit dem es möglich sein
wird, bei Familien mit erhöhtem Risiko
für Erbkrankheiten die Embryonen vor 
der Einnistung in die Gebärmutter zu
untersuchen. Das Paar alleine entschei-
det, ob diese Untersuchung durchgeführt
werden soll, damit ein Schwanger-
schaftsabbruch vermieden werden kann.

Véronique Cottin, Dornach, Swiss Clinical 
Embryologist, Viollier ART für Kinderwunsch

Den Service public 
erneuern
Das neue Radio- und Fernsehgesetz
(Abstimmung 14. Juni); BaZ diverse
Im neuen Radio- und Fernsehgesetz
steckt der Wurm drin: Statt dass Bun-
desbern den Service public für die neu-
en Medien und Sehgewohnheiten auch 
junger Generationen fit macht, sollen
wir eine weitere Steuer-Kröte schlu-
cken. Die Schweiz braucht ein besseres
Radio- und Fernsehgesetz und einen
erneuerten Service public bei Radio
und Fernsehen, aber auch den neuen
Medien. Dazu gehören auch endlich 
Anreize für das Schweizer Kulturschaf-
fen. Qualität soll das breite Publikum
überzeugen und auch international 
wettbewerbsfähig sein.

Meine Idee: Basel wird neuer, zu-
sätzlicher Schweizer Handlungsort für
gute «Tatort»-Krimis. Ein Nein in der
Volksabstimmung macht den Weg frei
für eine starke Medien-Schweiz und
spannende neue Schweizer Spielfilm-
Eigenproduktionen.

Heinrich Ueberwasser, Riehen, Grossrat SVP

An unsere
Leserinnen und Leser

Wir veröffentlichen Briefe sowie
Kommentare, die uns über baz.ch,
Facebook (facebook.bazonline.ch) oder
Twitter (@bazonline) erreichen. Über nicht
veröffentlichte Briefe wird keine Korre-
spondenz geführt. Die Briefe sollten sich
auf BaZ-Artikel beziehen. Die Redaktion
behält sich vor, Texte zu kürzen. Bitte
senden Sie die Briefe mit vollständigem
Namen, Adresse und Telefonnummer (für
Rückfragen). Vielen Dank.
http://verlag.baz.ch/leserbrief 
oder per E-Mail: leserbrief@baz.ch
Postadresse: Basler Zeitung,
 Leserbriefe,  Postfach 2250, 4002 Basel

8.6.1972: Symbol barbarischer Grausamkeit. Die neunjährige Kim Phuc rennt nach einem Napalm-Angriff in Vietnam die Nationalstrasse 1 entlang. Die Bomben 
erwischten auch Kim. Ihre brennende Kleidung konnte sie noch ausziehen, doch ihre Haut war schon schlimm zugerichtet. Dieses Bild ging um die Welt und trug 
dazu bei, dass die Stimmung an der US-Heimatfront kippte. Später studierte Kim in ihrer Heimat sowie zum Schluss in Kuba Medizin und heiratete dort Bui Huy Toan. 
Während ihrer Hochzeitsreise beantragten sie politisches Asyl in Kanada. Noch heute lebt sie mit ihm und ihren beiden Söhne in Toronto. Sie ist zudem engagierte
Unesco-Botschafterin und auch die Gründerin der «Kim Foundation International» für Kinder, die Kriegsopfer wurden.  Foto Keystone

Die Bolognareform,
nicht ihre Umsetzung,
unterwirft das Werden 
des Menschen einem 
wirtschaftlichen Diktum.


